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Zivilität statt Zivilcourage
Neues Buch von Michael Wolffsohn: Politiker machen ihren Job längst nicht mehr

Von Prof. Dr. Martin Balle

M ichael Wolffsohn ist ein
Wanderer zwischen den
Welten. Streitbarer Intel-

lektueller, jüdischer Querdenker,
Beobachter der Politik hierzulande.
Leicht macht er es sich und uns nie.
Aber viele seiner Beobachtungen
sind interessant und lohnenswert zu
lesen. Ob der Kniefall Willy Brandts
in Polen, das Gespräch der Weltreli-
gionen über die Jahre, immer wie-
der legt Wolffsohn kleine Zwischen-
rufe vor, die die politischen Zeitläu-
fe kommentieren.

„Zivilcourage – Wie der Staat sei-
ne Bürger im Stich lässt“, so kom-
mentiert Wolffsohn mit einem klei-
nen Bändchen eine veränderte Per-
spektive deutscher Politik. Als Sy-
nagogen brannten, rief Gerhard
Schröder zum „Aufstand der An-
ständigen“. Als der Landshuter Do-
minik Brunner 2009 auf einem
S-Bahnhof tödlich verletzt wurde,
wurde seine „Zivilcourage“ gelobt
und auch von anderen Bürgern ein-
gefordert. Wolffsohn aber analy-
siert: „Wenn man auf diese Weise
zum Aufstand anfeuert, befeuert
man, zu Ende gedacht, Bürgerkrieg.
Jeder kann zu den Waffen greifen.

Staatliches Gewaltmonopol? Das
war einmal.“

Natürlich respektiert Wolffsohn
den Mut derer, die sich wehren, be-
zeichnet sie als „Helden der
Menschlichkeit“, aber er sagt auch:
„Nehmt nicht dem Kaiser ab, was
des Kaisers ist, sondern verpflichtet
den Staat zu dem, was des Staates
ist: der Schutz seiner Bürger nach
innen und außen.“ Zivilcourage

könne auch eine „Variante der
Selbstjustiz“ sein, gefährlich vor al-
lem für den, der sich so selber in Ge-
walt verstricke.

Deutschland habe hier ein Pro-
blem aus seiner Geschichte heraus.
Wo die Exekutive in brauner und
roter Diktatur missbraucht worden
sei, da habe die Polizei bis heute ei-
nen schlechten Ruf.

Wolffsohn zeigt in seinem Buch
aber nicht nur die Machtlosigkeit
des deutschen Staates. Als in
Frankreich im letzten Jahr die Ter-
roristen mehr als hundert Menschen
töteten, da fielen französische Bom-
ben auf Syrien, die eigenen Bürger
aber vermochte man vorher nicht zu
schützen. Gutmenschentum ist es
für Wolffsohn, wenn Bürger gegen
das Böse demonstrieren, das am
Ende nicht helfe, wo der Staat ver-
sage. Die Politik bezeichne das Böse
als „Pack“ und errege sich in den
Talkshows darüber, den eigentli-
chen Job aber machten die Politiker
längst nicht mehr, nämlich das zu
sein, was die Bürger bräuchten:
„Garant der Gewaltkontrolle“.

Und die Lösung? Wolffsohn for-
dert Zivilität statt Zivilcourage,
eine Gemeinschaft der „Unbeschol-
tenen“, die sich nicht selber in zu-

nehmende Gewalt verstricke. Um
„Werte-Gemeinsamkeit aller Bür-
ger“ gehe es. Deutschland sei längst
ein Vielvölkerstaat geworden, die
deutsche Nation sei heute die
„Kommunikationsgemeinschaft
Deutschland“ und diese „Raum-
und Lebensgemeinschaft braucht
Schutz. Nach innen und außen. Sie
braucht einen Staat. Ihren Staat.“
Dass wir uns aber in Deutschland
heute auch in der Flüchtlingsthe-
matik zu wenig schützen, ist am
Ende auch eine Quintessenz von Mi-
chael Wolffsohns Nachdenken. An-
statt weiter Abertausende Flücht-
linge ins Land zu lassen, deren
Identität oft gar nicht bekannt
wäre, gelte es auch hier die politi-
schen Koordinaten zu ändern: „Hil-
fe für Menschen, bevor sie Flücht-
linge werden, damit sie keine
Flüchtlinge werden.“

■ Buchvorstellung

Michael Wolffsohn stellt am Sonn-
tag, 5. Juni, um 17 Uhr in den Räu-
men des Skulpturenmuseums in
Landshut sein neues Buch „Zivil-
courage“ vor. Der Eintritt ist frei,
eine Anmeldung unter Telefon
087189021 ist jedoch erforderlich.

Michael Wolffsohn analysiert das Phä-
nomen Zivilcourage. (Archivfoto)

Von der Leyens Schuss geht nach hinten los
Gericht hält G36 für funktionstüchtig – Urteil soll am 2. September fallen

Von Jens Albes und
Michael Fischer, dpa

V erteidigungsministerin Ur-
sula von der Leyen wollte
mit ihrer Entscheidung zur

Ausmusterung des Gewehrs G36
vor allem eins beweisen: Entschlos-
senheit. „Wir haben uns im Einver-
nehmen mit der militärischen Füh-
rung für einen klaren Schnitt ent-
schieden“, verkündete die CDU-Po-
litikerin im vergangenen Septem-
ber, noch bevor alle Untersuchungs-
berichte zur Treffsicherheit der
Standardwaffe der Bundeswehr
vorlagen. „Nach fast 20 Jahren G36
wollen wir eine neue Generation
Sturmgewehr für die Bundeswehr
beschaffen.“

Schon einen Monat später gab es
den ersten Dämpfer. Eine Experten-
kommission unter Leitung des Grü-
nen-Verteidigungsexperten Win-
fried Nachtwei und dem früheren
Wehrbeauftragten Hellmut Königs-
haus stellte dem Gewehr nach Be-
fragung von 200 Soldaten ein erst-
klassiges Zeugnis aus: „Die einsatz-
erfahrenen Soldaten haben die
Qualifizierung des G36 als Pannen-
gewehr widerlegt.“ Das konnte von
der Leyen gerade noch wegstecken.
Nun hat sie aber ein echtes Problem:
Das Koblenzer Landgericht wird
nach jetzigem Stand im Streit um
das G36 dem Hersteller Heckler &
Koch recht geben.

Die Verhandlung darüber am
Freitagmorgen dauert keine 40 Mi-
nuten. Im Kern geht es um die Fra-
ge, ob das Gewehr des baden-würt-
tembergischen Konzerns gemessen
an den vertraglichen Anforderun-
gen aus den 90er-Jahren Defizite
aufweist. Damals gab es noch keine

Auslands- und Kampfeinsätze der
Bundeswehr. Richter Ralph Volck-
mann macht klar, dass die Waffe sei-
ner Meinung nach dem Ursprungs-
vertrag entspricht – auch wenn sie
angesichts der neuen Aufgaben der
Bundeswehr nicht mehr zeitgemäß
ist. Daran ist seiner Meinung nach
aber die Bundeswehr schuld. Sie
habe es versäumt, dem Hersteller
die etwa durch Auslandseinsätze
entstandenen neuen Anforderungen
zu melden, sagt er.

Volckmann erinnert auch daran,
dass die Streitparteien 2015 schon
einer gütlichen Einigung über eine

Nachbesserung nahegekommen sei-
en. Heckler & Koch habe angeboten,
mehr hitzebeständiges Metall ein-
zubauen. Damit wären die Waffen
aber 500 Gramm schwerer gewor-
den – und 600 Euro teurer. Am
Streit um die Kostenübernahme sei-
en diese Verhandlungen damals ge-
scheitert.

Beide Seiten können nun erneut
Stellung nehmen. Am 2. September
fällt die Entscheidung. Das Vertei-
digungsministerium will vorher ein
weiteres Gutachten vorlegen, das
die technischen Defizite bestätigen
soll. Die erste Untersuchung war

ziemlich eindeutig: Bei einer Tem-
peraturveränderung um 30 Grad
sank in Labortests die Trefferquote
im Extremfall auf sieben Prozent.
Gefordert werden von der Bundes-
wehr 90 Prozent.

Von der Leyen wird sich wohl da-
rauf berufen, dass das G36 den Sol-
daten wegen dieser klaren Ergeb-
nisse nicht zugemutet werden kann.
Die Versäumnisse – unzureichende
Definition der Anforderungen an
das Sturmgewehr im Ursprungsver-
trag und versäumte Nachbesserun-
gen an der Waffe – haben ihre Vor-
gänger zu verantworten.

Die Tage des G36, hier in zwei Bauvarianten, als Standardwaffe der Bundeswehr könnten gezählt sein.

Nationalelf nicht so richtig deutsch
AfD-Vize Gauland: Profifußball „keine Frage der nationalen Identität“

Berlin. (dpa) Die deutsche Natio-
nalelf setzt bei AfD-Vize Alexander
Gauland keine nationalen Gefühle
frei. „Eine deutsche oder eine engli-
sche Fußballnationalmannschaft
sind schon lange nicht mehr deutsch
oder englisch im klassischen Sin-
ne“, sagte der stellvertretende Par-
teivorsitzende dem Spiegel.

Der Profifußball sei „keine Frage
der nationalen Identität mehr“.
Vielmehr gehe es um Geld, sagte der

Brandenburger AfD-Fraktionschef,
der nach eigenem Bekunden keine
Ahnung von Fußball hat. Dass der
Nationalspieler Mesut Özil Fotos
von seiner Pilgerfahrt nach Mekka
verbreitet habe, sei für eine Partei
wie die AfD, die den Islam nicht als
Teil Deutschlands betrachte, „sehr
gewöhnungsbedürftig“.

Die Grünen empfahlen den AfD-
Politikern eine kollektive Fernseh-
pause während der Fußball-Euro-

pameisterschaft, die am kommen-
den Freitag beginnt. „Wenn Gau-
land und die AfD den Anblick von
Özil, Boateng und Co. nicht ertra-
gen können, sollen sie doch einfach
den Fernseher während der EM aus-
schalten, aber bitte die Öffentlich-
keit mit ihren albernen Tiraden ge-
gen unsere Mannschaft verscho-
nen“, sagte der wirtschaftspoliti-
sche Sprecher der Grünen-Bundes-
tagsfraktion, Dieter Janecek.

Zeitplan für Stuttgart 21 wackelt
Beim Milliarden-Bahnprojekt

Stuttgart 21 drohen zeitliche Verzö-
gerungen. Die angepeilte Inbetrieb-
nahme Ende 2021 wackelt, zudem
ist der finanzielle Puffer fast aufge-
braucht, wie aus einem internen Be-
richt der Bahn hervorgeht, den die
Deutsche Presse-Agentur einsehen
konnte. Das Risiko, dass das Projekt
bis zu zwei Jahre später fertig wer-
de, sei größer geworden, hieß es aus
dem Umfeld der Kontrolleure.

Enthaltung zu Glyphosat
Deutschland will sich bei der an-

stehenden EU-Entscheidung über
eine Zulassungsverlängerung für
das umstrittene Unkrautgift Gly-
phosat enthalten. Es sei bislang
nicht gelungen, eine gemeinsame
Position in der Bundesregierung zu
entwickeln, sagte ihr Sprecher Stef-
fen Seibert am Freitag in Berlin.
Daher sei am Montag in Brüssel
eine Enthaltung vorgesehen.

Hartz-Neuregelung gekippt
Nach massiven Warnungen vor

Verschlechterungen für Kinder von
Alleinerziehenden mit Hartz IV
kippt die Koalition eine entspre-
chende geplante Neuregelung. Sozi-
alministerin Andrea Nahles (SPD)
habe mit den Koalitionsfraktionen
vereinbart, dass die Änderung der
Regelung zu den Alleinerziehenden
aus dem derzeit im Bundestag bera-
tenen Gesetzentwurf zu Rechtsver-
einfachungen bei Hartz IV heraus-
genommen werde, sagte eine Spre-
cherin am Freitag der Deutschen
Presse-Agentur in Berlin.

Zoff um Flüchtlingskosten
Bund und Länder streiten weiter

über die Aufteilung der Flücht-
lingskosten. Die Bundesländer for-
dern eine 50-prozentige Beteiligung
an ihren Ausgaben für Unterbrin-
gung, Betreuung und Integration,
stoßen damit aber bisher auf Ableh-
nung. Auch die Finanzministerkon-
ferenz im brandenburgischen Neu-
ruppin erreichte am Freitag keine
Einigung in der Frage.

■ Politik kompakt

Bayern gegen
Grundsteuer-Reform
München. (dpa) Bayern läuft

Sturm gegen eine von der Länder-
Mehrheit geplante Reform der
Grundsteuer. „Der von der Finanz-
ministerkonferenz beschlossene Ge-
setzentwurf bedeutet eine Kosten-
explosion bei der Grundsteuer für
bayerische Hauseigentümer und
Mieter. Diese Steuererhöhung leh-
nen wir entschieden ab“, erklärte
Bayerns Finanzminister Markus Sö-
der (CSU) am Freitag. Zuvor hatten
die Länderfinanzminister – mit
Ausnahme Bayerns und Hamburgs –
beschlossen, noch vor der Sommer-
pause einen Gesetzentwurf für eine
Reform einzubringen. Demnach sol-
le sich die Bemessung der Grund-
steuer an dem Verkehrswert des
Grundstücks und der Gebäude ori-
entieren. „Das würde in weiten Tei-
len Bayerns zu einer deutlichen Er-
höhung der Grundsteuer führen.

Reker-Attentäter wollte
Kanzlerin Merkel töten

Düsseldorf. (dpa) Der geständige
Messerangreifer der Kölner Ober-
bürgermeisterin Henriette Reker
hätte laut eines Polizisten am liebs-
ten Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) wegen ihrer Flüchtlingspoli-
tik getötet. Es sei aber zu schwierig,
an die Regierungschefin heranzu-
kommen, soll S. gesagt haben. Um
ein Zeichen gegen die Flüchtlings-
politik zu setzen, habe er sich daher
entschieden, die Lokalpolitikerin
umzubringen. Diese habe eine ähn-
liche Politik betrieben.

Gauck verzichtet laut
Bild auf zweite Amtszeit

Berlin. (dpa) Bundespräsident
Joachim Gauck soll sich nach Infor-
mationen der Bild-Zeitung gegen
eine zweite Amtszeit entschieden
haben. Wie das Blatt am Freitag-
abend unter Berufung auf politische
Kreise in Berlin berichtete, will der
76-Jährige am Montag mit Kanzle-
rin Angela Merkel (CDU) ein Vier-
Augen-Gespräch in seinem Amts-
sitz Schloss Bellevue führen und ihr
seine Beweggründe dann auch aus-
führlich erläutern. Am Dienstag
wolle er seine Entscheidung in Ber-
lin der Öffentlichkeit bekannt ge-
ben. Zu den Gründen für seinen
Verzicht zählen demnach Gaucks
fortgeschrittenes Alter und manche
gesundheitliche Beschwerden.


